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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Wahl- und Abstimmungsverfahren

Nach zwei pannenfrei durchgeführten Versuchen mit der elektronischen Stimmabgabe
im Kanton Genf bewilligte der Bundesrat auch für den Kanton Neuenburg ein
entsprechendes Pilotprojekt für die eidgenössischen Abstimmungen vom 25.
September und vom 27. November. Als erste Deutschschweizer Gemeinden folgten an
der eidgenössischen Abstimmung vom 27. November Bülach, Bertschikon und Schlieren
(alle ZH). Auch hier war das Verfahren zuerst bei einer kommunalen Abstimmung
getestet worden, und, als Neuerung, war es an diesen drei Orten auch möglich, das
Votum telefonisch als SMS abzuschicken. 1

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 27.11.2005
HANS HIRTER

In der gleichen Botschaft, in welcher er die allgemeine Volksinitiative vorgelegt hatte
(06.053), beantragte der Bundesrat auch einige Anpassungen des Gesetzes über die
politischen Rechte und des Gesetzes über die politischen Rechte der
Auslandschweizer, welche mit der allgemeinen Volksinitiative nichts zu tun haben. Es
ging dabei insbesondere um eine Präzisierung des Begriffs «Stellvertretung» und um
die rechtliche Absicherung der Weiterentwicklung des Vote électronique nach dem
Abschluss der ersten Pilotphase. Die drei bisher an Versuchen mit der elektronischen
Stimmabgabe beteiligten Kantone Genf, Neuenburg und Zürich sollen in Zukunft
generell eine befristete Bewilligung erhalten und diese nicht mehr für jede
eidgenössische Abstimmung neu einholen müssen. Dazu sollen weitere Kantone
Versuche durchführen können und die Anforderung, diese Testabstimmungen
wissenschaftlich zu begleiten, wird fallen gelassen. Als Voraussetzung für die generelle
Einführung der Stimmabgabe im Internet auch für Auslandschweizer soll der Bund die
Kantone zudem verpflichten können, ein zentrales elektronisches Stimmregister für im
Kanton stimmberechtigte Auslandschweizer zu führen. Im Gegensatz zur Vorlage über
die Umsetzung der allgemeinen Volksinitiative war für diesen Teil der Neuerungen im
Nationalrat Eintreten unbestritten. Die neuen Bestimmungen wurden in der
Dezembersession mit einigen Abweichungen gegenüber der Version des Bundesrates
gutgeheissen. 2

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 19.12.2006
HANS HIRTER

Im Berichtsjahr setzten einige Kantone ihre Versuche bezüglich elektronischer
Stimmabgabe fort: In den meisten Kantonen wurde E-Voting für Auslandschweizer
angeboten (BS, FR, GE, LU, SG, SH, SO, ZH), wobei einige Kantone das Angebot auf ein
paar ausgewählte Testgemeinden beschränkten. Die Kantone Genf und Neuenburg
ermöglichten elektronisches Abstimmen auch ausgewählten Stimmberechtigten im
Kanton. Im Kanton Genf wurde E-Voting in elf Versuchsgemeinden bewilligt. Im Kanton
Neuenburg durfte elektronisch stimmen, wer sich vorgängig einschrieb, wobei für die
Abstimmungen jeweils eine Maximalquote festgelegt wurde (12'000-16'000
Stimmberechtigte). Auch im Kanton Zürich wurde in zehn Gemeinden, einem Stadtkreis
in Winterthur und zwei Kreisen der Stadt Zürich E-Voting bewilligt. Im Kanton Bern
sollen ab 2012 alle Auslandberner in EU-Staaten und Ländern, die das Wassenaar-
Abkommen unterzeichnet haben (Verpflichtung zum Stimmgeheimnis), die Möglichkeit
für E-Voting erhalten. Der Kanton Bern will sich dabei auf die elektronische Plattform
des Kantons Genf stützen.

Allerdings wurde im Berichtsjahr auch Kritik an E-Voting laut. So setzten sich etwa im
Kanton Waadt einige Grossräte dafür ein, dass in ihrem Kanton jede Art von
elektronischer Stimmabgabe verboten werden solle und der Kanton Zürich verbot E-
Voting für gemeindeübergreifende Wahlen, da die Erwartungen nicht erfüllt worden
seien. Eine erhöhte Stimmbeteiligung bei Jungen könne nicht festgestellt werden und
der Aufwand und die Kosten seien hoch. Es wurde allerdings betont, dass es sich nicht
um generelle Absagen handle. Auf eine Interpellation Recordon (gp, VD), die auf die
Gefahren des E-Voting hinwies, antwortete der Bundesrat, dass ein behutsamer Ausbau
in Etappen vorgesehen sei, der aber den technikbedingten Missbrauchsgefahren immer
Rechnung tragen wolle. Momentan befinde man sich in der ersten Etappe, in welcher
die elektronische Stimmabgabe für einen kleinen Teil der Stimmberechtigten möglich
sei. Nächstes Ziel sei es, Auslandschweizern und Behinderten E-Voting zu ermöglichen,

INTERPELLATION / ANFRAGE
DATUM: 06.12.2010
MARC BÜHLMANN
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das erstens den langsamen postalischen Weg ersetze und zweitens behinderten
Personen eine Stimmabgabe ohne Hilfe Dritter ermögliche. Neben den technischen
Massnahmen achte der Bundesrat auch darauf, dass nie mehr als 10% der
eidgenössischen Stimmberechtigten elektronisch abstimmen könnten und dass bei
Vorlagen, die das Ständemehr verlangten, in keinem Kanton mehr als 20% der
Berechtigten ihre Stimme elektronisch einreichen dürften. 3

Das Angebot an Möglichkeiten für die elektronische Stimmabgabe (E-Voting) wurde im
Berichtsjahr erneut langsam erweitert. Anlässlich der Volksabstimmung vom 13. Februar
2011 hatten rund 177'500 Stimmbürgerinnen und Stimmbürger die Möglichkeit,
elektronisch abzustimmen, darunter alle stimmberechtigten Auslandschweizerinnen
und Auslandschweizer der Kantone LU, SO, BS, SH, SG, AG, TG. In den Kantonen ZH, FR,
GR, NE und GE hatten neben den Auslandschweizern auch Stimmberechtigte
ausgewählter Testgemeinden die Möglichkeit, ihre Stimme elektronisch abzugeben.
Insgesamt hatte rund ein Siebtel der Stimmberechtigten, welche die Möglichkeit für E-
Voting besassen, davon auch Gebrauch gemacht (25'600; 14.4%). Im Vergleich zum
gesamten Elektorat entspricht dies etwa 0.5%.

Zum ersten Mal bewilligte der Bundesrat auch E-Voting bei nationalen Wahlen. Bei den
Parlamentswahlen vom Herbst konnten die Auslandschweizerinnen und
Auslandschweizer der Kantone AG, BS, GR und SG ihren Wahlentscheid elektronisch
abgeben. Dieser neue Kanal wurde aber – wie bisher auch – lediglich für in sogenannten
Wasenaar-Staaten und in EU-Staaten Wohnhaften geöffnet. Die total rund 22'000
Individuen entsprachen etwa 0.4% des gesamtschweizerischen Elektorates. Von E-
Voting Gebrauch machten schliesslich 3'562 Personen, was als Erfolg gewertet wurde.
Bei den Wahlen 2015 soll dem Grossteil der im Ausland wohnhaften Schweizerinnen und
Schweizer die elektronische Wahlstimmenabgabe ermöglicht werden.

Um die geplanten, weiteren Umsetzungen von E-Voting zu begleiten und zu beraten,
wurde im Sommer des Berichtjahres ein Steuerungsausschuss konstituiert, der aus vier
Vertretern und Vertreterinnen des Bundes – darunter die Bundeskanzlerin Corina
Casanova – und fünf Vertreterinnen und Vertretern der Kantone besteht. Der Ausschuss
soll in Zukunft mindestens zwei Mal pro Jahr tagen und die Fortschritte der so
genannten Roadmap (Strategische Planung Vote électronique) evaluieren. In einem
Bericht zu E-Demokratie und E-Partizipation hatte die Bundeskanzlei den Einfluss des
Internets auf die Volksrechte analysiert und mögliche Zukunftsszenarien entwickelt.

Der Jugendsession ging diese Entwicklung zu wenig rasch. Per Petition forderte sie eine
flächendeckende Einführung der elektronischen Stimmabgabe zusammen mit einer
Online-Hilfe. Zurzeit ist das Angebot auf Auslandschweizerinnen und Auslandschweizer
und in einigen Testgemeinden auf maximal 10% der Stimmberechtigten beschränkt. Das
Begehren hatte in beiden Räten allerdings keine Chance. Die Risiken wurden von den
staatspolitischen Kommissionen als noch zu hoch eingeschätzt. Die schrittweise,
langsame Umsetzung sei deshalb zu bevorzugen. 4

PETITION / EINGABE / BESCHWERDE
DATUM: 24.10.2011
MARC BÜHLMANN

Im Schnitt hatten bei den nationalen Parlamentswahlen im Herbst 2011 rund 1,3% der
Stimmenden oder 33'191 Personen ungültig gewählt. Auffallend waren dabei die
kantonalen Unterschiede: während der Anteil ungültig Stimmender im Kanton Schwyz
3,9% betrug, lag er im Kanton Zürich, wo die Falschstimmen allerdings anders gezählt
werden als im Rest der Schweiz, bei 0,1%. Stossend sind insbesondere die
unterschiedlichen kantonalen Regelungen für die nationalen Wahlen. Die
Bundesgesetzgebung, die fünf Ungültigkeitsgründe kennt (kein Name eines Kandidaten
des entsprechenden Wahlkreises, nicht amtliche Stimmzettel, anders als
handschriftlich ausgefüllte bzw. geänderte Stimmzettel, Stimmzettel mit
ehrverletzenden Äusserungen oder offensichtlichen Kennzeichnungen) wird von
zahlreichen Kantonsklauseln föderal sehr unterschiedlich ergänzt. Lediglich die Hälfte
der Stände folgte dem Aufruf des Bundes für eine Auswertung dieser Unterschiede. Der
Bericht des Bundesrates zu diesen Unterschieden wurde in der Folge unter Verschluss
gehalten. 5

BERICHT
DATUM: 10.11.2012
MARC BÜHLMANN
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Aufgrund der aktuellen Bevölkerungsentwicklung wird es für die Nationalratswahlen
2015 zu einer Verschiebung der Sitzzahlen pro Kanton für den Nationalrat kommen. Die
Kantone Bern (ab 2015 noch 25 Sitze), Solothurn (noch 6 Sitze) und Neuenburg (noch 4
Sitze) müssen je einen Sitz abgeben, während die Kantone Zürich (neu 35 Sitze), Aargau
(neu 16 Sitze) und Wallis (neu 8 Sitze) ihre Sitzzahl entsprechend um je einen Sitz
aufstocken können. In Zukunft soll die Zuteilung alle vier Jahre neu berechnet werden.
In der Presse wurde vermutet, dass jene Kantone von zusätzlichen Sitzen profitieren, in
denen die Zuwanderung aufgrund der Personenfreizügigkeit gross ist. Eine Motion der
SVP-Fraktion, welche die Berechnung der Sitzzahlen auf der Basis der Schweizer
Bevölkerung sowie der Ausländer mit C- oder B-Ausweis statt der Berechnung auf Basis
der gesamten Wohnbevölkerung verlangt hatte, wurde im Nationalrat im Berichtjahr
abgelehnt. 6

MOTION
DATUM: 07.03.2013
MARC BÜHLMANN

Eine Studie der Universität Genf und der ETH Zürich untersuchte für die
Kantonsratswahlen in Genf und Zürich die Auswirkungen von Familiennamen auf die
Wahlchancen von Kandidierenden. Ausgangslage der Studie war die Annahme, dass sich
Wählende bei mangelnder Information an einfachen Angaben wie Bisherigenstatus,
Geschlecht, Beruf oder eben Namen orientieren. Die interessierende Frage war, ob
ausländisch klingende Nachnamen häufiger gestrichen und seltener kumuliert oder
panaschiert werden. Der Anteil an Kandidierenden mit nichtschweizerischen Namen lag
im Kanton Zürich bei fünf und im Kanton Genf bei zwölf Prozent. Die Studie zeigte auf,
dass in der Tat ein Malus beobachtet werden kann: im Kanton Zürich werden in erster
Linie Namen aus dem ex-jugoslawischen Raum, aber auch türkische Namen gestrichen,
während im Kanton Genf hauptsächlich Personen mit nordafrikanischen Wurzeln eine
signifikant und systematisch geringere Chance haben, gewählt zu werden als Personen
mit einem traditionellen Schweizer Familiennamen. 7

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 07.01.2014
MARC BÜHLMANN

Trotz zunehmender Kritik aus dem Parlament hiess der Bundesrat die Gesuche von
zwölf Kantonen gut, E-Voting während zwei Jahren weiter testen zu dürfen. Während in
den Kantonen Genf und Neuenburg der elektronische Partizipationskanal einem Teil der
kantonalen Bevölkerung auf Anfrage offen steht (maximal 71‘000 in Genf und maximal
21‘000 in Neuenburg), können in den Kantonen Aargau, Basel-Stadt, Bern, Freiburg,
Graubünden, Luzern, Schaffhausen, Solothurn, St. Gallen und Thurgau lediglich die
Auslandschweizerinnen und -schweizer mit E-Voting ihr Stimm- und Wahlrecht
wahrnehmen. Insgesamt können mit den neuen Grundbewilligungen für E-Voting total
rund 3.3 Prozent der Wahlberechtigten elektronisch abstimmen. Die Obergrenze,
welche der Bundesrat festlegt, läge bei 10 Prozent der gesamtschweizerischen und 30
Prozent der kantonalen Stimmbevölkerung. In der Regel nehmen rund 50 Prozent der
teilnehmenden Berechtigten das elektronische Angebot wahr. Bei den Abstimmungen
im September verzeichnete der Kanton Aargau eine hohe Nutzung des elektronischen
Kanals: 65 Prozent der Auslandschweizer, die sich beteiligten, taten dies via E-Voting.
Ab 2015 werden auch die Kantone Zürich und Glarus für ihre Auslandschweizerinnen
und -schweizer E-Voting einrichten. Ab 2016 dürfen neben den Pionierkantonen Genf
und Neuenburg neu auch Aargau, Graubünden, St. Gallen, Solothurn und Thurgau
elektronische Partizipationseinrichtungen für Inländer erstellen. 8

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 26.02.2014
MARC BÜHLMANN

Die Diskussionen um die Vor- und Nachteile von E-Voting hielten auch im Jahr 2015 an.
Die kritischen Stimmen wurden dabei immer lauter: Insbesondere die Frage der
Sicherheit wurde virulent debattiert. Eigentlich sei es unwichtig, ob zu erwartende
Hackerangriffe erfolgreich seien oder nicht, das Vertrauen ins Wahlsystem und letztlich
in die Demokratie würden so oder so Schaden nehmen, hiess es von dieser Seite. Von
den Befürwortenden wurde hingegen hervorgehoben, dass E-Voting die politische
Beteiligung wenn nicht erhöhen, so doch wenigstens halten könne. Insbesondere für
die Auslandschweizerinnen und -schweizer sei elektronisches Abstimmen und Wählen
teilweise die einzige Möglichkeit, rechtzeitig an die Unterlagen gelangen und
teilnehmen zu können. So zeigten Studien aus den Kantonen Genf und Neuenburg, die
nicht nur Auslandschweizerinnen und -schweizern das elektronische Abstimmen
erlauben, sondern auch einem Teil der ansässigen Bevölkerung, dass das Instrument die
Beteiligung nicht erhöht, aber vor allem im Ausland recht rege benutzt wird. E-Voting
sei vor allem als Substitut der brieflichen Abstimmung zu betrachten und erschliesse
kaum neue Abstimmende, so das Fazit dieser Analysen. Es sei klar, dass Sicherheit und
Zuverlässigkeit an erster Stelle stehen müssten, erklärten die Befürwortenden, man
könne aber die technische Entwicklung nicht aufhalten – null Risiko gebe es nirgends.

ANDERES
DATUM: 31.12.2015
MARC BÜHLMANN
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Auch für den Bundesrat stand die Sicherheit im Zentrum – er forderte nach wie vor
«Sicherheit vor Tempo». Auch wenn das Fernziel wahrscheinlich einst
flächendeckendes E-Voting sein dürfte, wurde in den Testkantonen bisher lediglich ein
maximaler Anteil von 10 Prozent der Stimmberechtigten für E-Voting zugelassen. 

Derweil wurden die Experimente mit dem elektronischen Abstimmen in den
Testkantonen fortgeführt. Bisher hatten 13 Kantone erste Versuche mit E-Voting
durchgeführt (ZH, GL, FR, SO, SH, SG, GR, AG, TG, GE, LU, BS, NE). Im Kanton Zürich
lehnte das Parlament einen Vorstoss der SVP ab, der einen Übungsabbruch verlangt
hätte. Der Kanton Bern stellte die Umsetzung im Berichtsjahr wieder zurück. In Genf
beantragte die Regierung, den Quellcode des eigenen Systems im Internet zu
publizieren, um die Transparenz zu erhöhen und Dritten die Möglichkeit zu geben, das
System auf seine Sicherheit zu überprüfen.  

In technischer Hinsicht bestanden schweizweit drei verschiedene Systeme, die sich
konkurrierten. Das so genannte «Genfer System (CHvote)», das vom Kanton selber
entwickelt worden war, nutzen neben dem Kanton Genf auch die Kantone Basel-Stadt
und Luzern – und bis zum abschlägigen Entscheid auch Bern. Die spanische Firma Scytl
war in Neuenburg für die Umsetzung von E-Voting zuständig und ein so genanntes
Konsortium aus neun Kantonen (ZH, GL, FR, SO, SH, SG, GR, AG, TG) bezog die Technik
von der Schweizer Tochter des US-Konzerns Unisys. Die Abhängigkeit von ausländischen
Firmen geriet allerdings zunehmend in die Kritik, da das Risiko von Spionage gross sei.
Als dann die Schweizerische Post auf dem E-Voting-Markt auftrat, wechselte der Kanton
Neuenburg zu dieser neuen Plattform. Allerdings arbeitete die Post eng mit dem
spanischen Unternehmen Scytl zusammen, das zwar im E-Voting-Bereich weltweit
führend ist, aber laut der Zeitung Schweiz am Sonntag auch das US-
Verteidigungsministerium zu seinen Kunden zähle. 

Im Wahljahr 2015 beantragten die E-Voting-Kantone, zum ersten Mal nicht nur
Abstimmungen, sondern auch Wahlen mittels E-Voting durchzuführen. 2011 war dies
erst für Auslandschweizerinnen und -schweizer aus vier Kantonen möglich gewesen.
2015 sollten nun im Ausland wohnende Schweizerinnen und Schweizer aus den 13 dies
beantragenden Kantonen in den Genuss von E-Voting bei Wahlen kommen (AG, BS, FR,
GE, GL, GR, LU, NE, SO, SG, SH, TG, ZH). Im Sommer entschied der Bundesrat allerdings,
das Gesuch der neun Kantone des Konsortiums nicht zu bewilligen, weil das System
eine Lücke beim Stimmgeheimnis aufweise. Offenbar bestand eine Möglichkeit, vom
System gelöschte Daten später wiederherzustellen. Der Entscheid des Bundesrates
wurde als «schwerer Rückschlag» kommentiert (NZZ). Die betroffenen Kantone
kritisierten ihn harsch und der Interessenverband der Auslandschweizerinnen und
-schweizer (ASO) zeigte sich «bestürzt». Die Kritiker hingegen sahen sich bestätigt: Die
Junge SVP überlegte sich die Lancierung einer Volksinitiative, mit der der sofortige
Übungsabbruch verlangt würde. 
Den restlichen vier Kantonen (NE, GE, BS, LU) gab die Regierung freilich grünes Licht.
Damit konnten die rund 34'000 im Ausland wohnenden und aus diesen vier Kantonen
stammenden sowie 96'000 in den Kantonen Neuenburg und Genf domizilierte
Wahlberechtigte per Internet wählen, wovon dann letztlich allerdings lediglich rund
13'000 Bürgerinnen und Bürger Gebrauch machten.

Nachdem der Bundesrat dem Konsortium mit seinem Entscheid praktisch den
Todesstoss verpasst hatte, buhlten das Genfer System und das neue System der Post
um die neun Kantone, die dem Konsortium angehört hatten. In der Tat hatte dieses
Ende September beschlossen, nicht mehr in das System zu investieren und sich
entsprechend aufzulösen. Die Zukunft des E-Voting schien damit unsicher und das
erklärte Fernziel einer flächendeckenden Möglichkeit für elektronisches Abstimmen
und Wählen war in weite Ferne gerückt. 9

Nachdem sich das Konsortium aus neun Kantonen (ZH, GL, FR, SO, SH, SG, GR, AG, TG)
2015 aufgrund des Entscheides des Bundesrats, dass das verwendete System nicht
sicher sei, aufgelöst hatte, bestanden 2016 auf dem E-Voting-Markt noch zwei Systeme.
Dem «Genfer System (CHvote)» gehörten neben dem Kanton Genf auch die Kantone
Basel-Stadt, Bern und Luzern an. Dem 2015 neu von der Post angebotenen System hatte
sich der Kanton Neuenburg angeschlossen. Beide Systeme ermöglichten die individuelle
Nachprüfung der korrekt abgegebenen Stimmen. Angestrebt wird von beiden Systemen
allerdings eine universelle Verifizierbarkeit: Ein Kanton muss überprüfen können, ob
das Wahlresultat stimmt. 

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 31.12.2016
MARC BÜHLMANN
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Die beiden Anbieter buhlten aktiv um die Konsortiums-Kantone, von denen nicht
wenige ihre Experimente mit dem elektronischen Abstimmen weiterführen und ihren
Auslandschweizerinnen und -schweizern weiterhin die Möglichkeit von E-Voting bieten
wollten. Anfang 2016 entschied sich der Kanton Freiburg für das System der Post. Im
Oktober gaben der Kanton St. Gallen und im November der Kanton Aargau dem Genfer
System den Zuschlag. Die Kantone Basel-Stadt, Solothurn und Zürich holten 2016
verschiedene Offerten ein. 

Die Auflösung des Konsortiums hatte der Entwicklung von E-Voting einen ziemlichen
Dämpfer versetzt. Der Bundesrat selber korrigierte sein ursprüngliches Ziel, bis 2015 E-
Voting für alle Auslandschweizerinnen und -schweizer einzuführen. Als Antwort auf eine
Motion Lombardi (cvp, TI) erwähnte die Regierung, dass wohl sogar eine Umsetzung für
2019 schwierig werden dürfte – ein Datum, das von der ASO, der Auslandschweizer-
Organisation, mit einiger Vehemenz gefordert worden war. 

Noch keine Versuche mit E-Voting – der Föderalismus lässt grüssen – hatten die
restlichen 12 Kantone gestartet. In sieben Kantonen (darunter Basel-Landschaft,
Schwyz, Obwalden, Nidwalden und Uri) bestanden immerhin die Rechtsgrundlagen für
eine mögliche Einführung von E-Voting. Im Kanton Waadt beschloss das Parlament
einstimmig, den Termin für erste Tests nach hinten zu verschieben. In den restlichen
fünf Kantonen, darunter Appenzell Ausserrhoden und Zug waren noch nicht einmal
rechtliche Grundlagen für elektronisches Wählen und Abstimmen eingeführt worden.
Allerdings forderte der Kanton Zug vom Bund verbindliche Grundlagen, bevor man Geld
in die Hand nehme.

In der Tat war die Landesregierung daran, mit einer Roadmap das Projekt E-Voting neu
aufzugleisen. In einer Umfrage wurden die Kantone nach ihren entsprechenden
Bedürfnissen gefragt. Ziel des Bundes war es, dass bis Ende 2019 in zwei Dritteln der
Kantone E-Voting eingeführt ist. 
Die Bundeskanzlei bewilligte zudem die Gesuche der Kantone Bern, Luzern, Basel-
Stadt, Neuenburg, Freiburg und Genf für E-Voting für Auslandschweizerinnen und
-schweizer bei Abstimmungen (rund 57'000 Stimmberechtigte). Die Kantone Genf und
Neuenburg durften zudem für 30 Prozent der kantonalen Stimmbevölkerung
Abstimmen per Internet einrichten (ca. 97'000 Stimmberechtigte). Die Bundeskanzlei
wird bei jeder Abstimmung die Systeme auf ihre Sicherheit hin überprüfen. 10

Wahlen

Wahlen in kantonale Parlamente

Tout comme les autres années, les élections pour le renouvellement des parlements
cantonaux ont été caractérisées par les structures et les développements propres aux
régions. Ce sont avant tout les élections à Zurich qui ont été marquées par la
polarisation entre la gauche et la droite. Elles ont fait apparaître de nouvelles
dimensions dans l'éventail des partis, en raison notamment de la présence des groupes
écologistes. Les principaux résultats sont perceptibles selon une triple perspective: les
partis bourgeois (PRD, UDC et PDC) sont parvenus à accroître leur représentation au
parlement, bien qu'ils n'aient obtenu globalement aucun gain d'électeurs (malgré une
perte de voix de 0,4%, le tandem PRD/UDC est parvenu à augmenter le nombre de ses
mandats et manque la majorité absolue de 4 sièges). Les socialistes ont subi un net
recul au législatif ainsi qu'un fléchissement de leur électorat qui fut insécurisé par les
évolutions contradictoires au sein du parti depuis les émeutes des jeunes en 1980/81 et
qui a tiré de cette situation des conclusions diverses. Le véritable gagnant a été
«l'alliance verte» qui est parvenue à canaliser la protestation des nouveaux
mouvements sociaux. Elle a fait son entrée au parlement avec 4% des suffrages. Les
POCH et l'AN ont profité marginalement des déplacements de voix parmi les
électeurs. 11

WAHLEN
DATUM: 24.04.1983
CLAUDE LONGCHAMP

Klimaprägend in diesem Sinn waren die Kantonsratswahlen im Kanton Zürich, wo ein
grüner Erdrutsch zu massiven Kräfteverschiebungen im Parlament führte. Die Grünen
(GP) eroberten 18 zusätzliche Mandate und stellen nun mit 22 Abgeordneten die
viertgrösste Fraktion. Zulegen konnte auch die NA, die wieder Fraktionsstärke
erreichte. Während die SP nur ein Mandat einbüsste, erlitt der Bürgerblock eine
empfindliche Niederlage und konnte die absolute Mehrheit nur knapp halten (FDP, CVP
und SVP mussten zusammen 16 Mandate abtreten). Zu den Verlierern gehörten, auch

ANDERES
DATUM: 05.04.1987
KATRIN HOLENSTEIN
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die EVP und der LdU. Ein Blick auf die Wähleranteile zeigt, dass alle etablierten
Parteien Einbussen verzeichneten. Ins Gewicht fiel der Rückgang der SP, bei der sich
zwar das Proporzpech der letzten Wahl nicht wiederholte, der es aber nicht gelang,
einen Teil der massiven Sitzverluste von 1983 wettzumachen. Stimmen zulegen konnten
neben den Grünen und der NA auch die POCH, die zusammen mit den "Grün
Alternativen" und "Frauen macht Politik!" (FRAP) angetreten war, sowie mehrere kleine
Gruppierungen, von denen die meisten das Attribut «grün» in ihrer Listenbezeichnung
führten. Angesichts der markant erhöhten Stimmbeteiligung ist der Erfolg der Grünen
auch darauf zurückzuführen, dass sie neue Wählerschichten zu mobilisieren
vermochten, was den etablierten Parteien, die sich im Wahlkampf besonders grün
gaben, nicht gelang. Die erstmals abgegebenen Wahlempfehlungen der
Umweltorganisationen zeigten Wirkung, indem ein grosser Teil ihrer Wunschkandidaten
gewählt wurde. Die Frauen konnten ihren Anteil im Parlament von 27 auf 37 Sitze bzw.
von 15% auf 20,6 Prozent vergrössern. 12

Die Gesamterneuerungswahl in sechs Kantonalparlamente (BL, FR, GR, LU, TI, ZH)
konnten nur teilweise die Tendenzen der vorjährigen Kantonalwahlen bestätigen.
Insgesamt verlor die CVP von allen Parteien am meisten Sitze (-10). Die Erosion schritt
auch bei der FDP weiter voran, allerdings in deutlich geringerem Ausmass (-4 Sitze). Mit
der massiven Sitzeinbusse des Landesrings in Zürich (-8) nahm dessen Bedeutung
weiter ab. Im Gegensatz dazu konnten die Sozialdemokraten auch dieses Jahr vor allem
sitzmässig weitere Erfolge verbuchen und standen mit dreizehn zusätzlichen Mandaten
(davon allein 9 in Zürich) als eigentliche Sieger da. Eine Umkehr vom bisherigen
Erfolgskurs zeichnete sich bei den Grünen ab; sie büssten insgesamt vier Mandate ein
und konnten einzig in Feiburg, wo sie neu ins Parlament einzogen, Sitze gewinnen. Die
AP konnte nur im Kanton Zürich einen Erfolg verbuchen, wo sie zwei Sitze eroberte. In
allen Kantonen ausser Tessin sank die Wahlbeteiligung zum Teil massiv, im Kanton
Zürich über 7%. Der Anteil der Frauen stieg — abgesehen vom Kanton Zürich — in allen
betroffenen kantonalen und kommunalen Parlamenten. Unter den 894 in sieben
Kantonen (ohne AI) gewählten Parlamentsmitgliedern waren 181 Frauen (20,2%).

WAHLEN
DATUM: 30.12.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT

Im Vorfeld der Kantonsratswahlen verlangten die Grünen vergeblich eine Verschiebung
des Urnengangs, weil die Zürcher Wahlkreise verfassungswidrig klein sind und so die
kleinen Parteien benachteiligen. Obschon sich noch nie so viele Kandidierende für die
180 Parlamentssitze beworben hatten (1969 Personen – davon 703 Frauen – auf 47
Listen, darunter 10 so genannte junge Listen), führten die Wahlen insgesamt nicht zu
einer Verzettelung, sondern zu einer Konzentration der Kräfte: Die SP übertraf ihr
Wahlziel von mindestens fünf zusätzlichen Mandaten um das Doppelte und stellt 53
Abgeordnete – so viele, wie seit über 50 Jahren nicht mehr. Die Grünen (+3) sind mit 14
Mitgliedern vertreten und etablierten sich vor der CVP wieder als viertstärkste Kraft. Im
bürgerlichen Lager verloren SVP und FDP die absolute Mehrheit, verfügen aber
zusammen immer noch über genau die Hälfte der Parlamentsmandate: Die SVP gewann
einen Sitz (61) hinzu, büsste aber als Fraktion zwei Mandate ein, welche die Aktiven
Senioren (-2) bisher besetzt hatten, die bei der SVP untergekommen waren. Die
traditionellen Listenverbindungspartner FDP und CVP hatten der SVP in vielen
Wahlkreisen die kalte Schulter gezeigt; FDP und SVP traten nur in vier Wahlkreisen mit
Listenverbindungen an, vor vier Jahren hatten sie noch in 10 von 18 Wahlkreisen
zusammengespannt. Die FDP musste sechs Mandate abgeben und ist mit lediglich 29
Sitzen auf einem historischen Tiefpunkt angelangt. Abgewählt wurden bekannte
Politiker wie Kantonalpräsident Markus Hess und Balz Hösli, Kantonsrats-Fraktionschef
und Leiter der Exportförderungsstelle OSEC, welcher seine Wiederwahl um lediglich
eine Stimme verpasste. Die CVP büsste einen Sitz ein und stellt noch 12 Mitglieder des
Kantonsrats. Bei den kleinen Parteien konnten die EVP ihre 9 Sitze und die EDU ihr
einziges Mandat verteidigen; die Schweizer Demokraten stellen noch einen
Abgeordneten (-1). Nicht mehr im Parlament vertreten sind neben den Aktiven Senioren
(-2) der LdU (-2), der sich im Januar 2001 aufgelöst hatte, und die linke Alternative Liste
(-1). Die Wahlen wurden zu einem Erfolg für die Frauen, sie belegen 31,1% der Sitze
(1999: 26,1%). 13

WAHLEN
DATUM: 06.04.2003
ROMAIN CLIVAZ
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Im Kanton Zürich kam erstmals ein neues Wahlverfahren zur Anwendung, der so
genannte „doppelte Pukelsheim“. Mit diesem Verfahren werden die 180
Parlamentssitze proportional zur Stärke der Parteien im ganzen Kanton verteilt, statt
nur auf Ebene der Wahlkreise. Die Listenverbindungen fallen weg. Gleichzeitig wurde
als Ausgleich eine Fünfprozent-Hürde, zu erreichen in mindestens einem der 18
Wahlkreise, eingeführt, da das neue Verfahren die kleinen Parteien tendenziell
begünstigt. Die grossen Parteien mussten allerdings trotz des neu eingeführten
Quorums davon ausgehen, nur mit zusätzlichen Wähleranteilen ihre Sitze halten zu
können. Der neue Wahlmodus führte zu strategischen Änderungen bei den kleinen
Parteien: Da nun der durchschnittliche erreichte Wähleranteil in allen Wahlkreisen
entscheidend wurde, traten auch sie in allen Wahlkreisen an. Durch das Wegfallen der
Listenverbindungen sank die Anzahl der Listen. Statt 47 (2003) gab es nur noch 11 Listen,
die Zahl der Kandidatinnen und Kandidaten sank von 1986 (2003) auf 1641. FDP und SVP
hielten vor der Wahl eine knappe absolute Mehrheit im Kantonsrat, deren möglicher
Verlust diskutiert wurde. Die Wahlen im April ergaben vor allem eine grosse Niederlage
für die SP: Diese verlor 17 Sitze und erreichte nur noch 36 Mandate bei einem
Wähleranteil von 19,5%. Dieser Sitzverlust, der allgemein als Debakel für die SP
interpretiert wurde, sieht allerdings etwas weniger extrem aus, wenn man bedenkt, dass
die SP 2003 10 Mandate hinzugewonnen hatte und die 53 SP-Sitze vor den Wahlen der
höchste Stand seit 50 Jahren gewesen waren. Die Grünliberalen, die erstmals
angetreten waren, gewannen auf Anhieb 10 Sitze und erreichten das Quorum in
mehreren Wahlkreisen. Die Grünen (19 Sitze) gewannen 5 Sitze hinzu. Diese
Verschiebungen wurden allgemein als Verlust der SP zugunsten der Grünen und der
Grünliberalen interpretiert. Die FDP blieb stabil mit 29 Sitzen, die SVP (56 Sitze) verlor
durch das neue Wahlverfahren nur 5 Sitze und hielt ihren hohen Wähleranteil von
30,5%. Die absolute Mehrheit von FDP und SVP ging dennoch verloren. Diese beiden
Parteien sind damit neu angewiesen auf die Unterstützung durch andere Parteien, etwa
die CVP oder die Grünliberalen. Die SD konnten nicht mehr in den Kantonsrat
einziehen, da sie das Quorum verfehlten. Insgesamt kam es mit den Wahlen zu einer
Stärkung der Mitte, aber auch zu einer grösseren Unberechenbarkeit des Kantonsrates,
da wechselnde Mehrheiten nun die Regel werden dürften. Der Frauenanteil im
Parlament stieg leicht von 31,1 auf 32,2%. 14

WAHLEN
DATUM: 15.04.2007
SABINE HOHL

In sieben Kantonen (AI, AR, BL, FR, LU, TI und ZH) wurden die Wählerinnen und Wähler
nicht nur zur Wahl der nationalen, sondern auch der kantonalen Repräsentanten
aufgerufen. Die im Frühjahr durchgeführten kantonalen Wahlen wurden dabei als
wichtige Gradmesser und Testläufe im Hinblick auf die nationalen Wahlen betrachtet.
Nur im Kanton Freiburg fanden die Wahlen nach den Nationalrats- und
Ständeratswahlen statt. Rückblickend erwiesen sich die kantonalen Wahlen allerdings
nur bedingt als Prognoseinstrumente für die nationalen Wahlen, zu stark sind die
kantonalen Eigenheiten. So kündigte sich zwar der herbstliche Vormarsch der neuen
Mitte bereits in den Kantonen an, aber eben nur in jenen Kantonen, in denen GLP und
BDP überhaupt antraten (BL, FR, LU, ZH). Anders als auf nationaler Ebene konnten die
SVP und die Grünen in einigen Kantonen zudem Gewinne verzeichnen. Deutlich waren
hingegen in fast allen Kantonen die Verluste der alten Mitteparteien FDP und CVP.
Kantonale Besonderheiten zeigten sich besonders deutlich im Tessin, wo ein veritabler
Rechtsrutsch zu verzeichnen war. Freilich feierte die Lega nicht nur kantonale Erfolge,
sondern konnte auch bei den nationalen Wahlen einen zusätzlichen Sitz gewinnen.

Die insgesamt erfolgreichste Partei bei den kantonalen Parlamentswahlen in den sieben
Kantonen war die GLP mit total 20 gewonnenen Mandaten.  In denjenigen Kantonen, in
denen sie neu antrat (BL, FR, LU), konnte sie insgesamt elf Sitze besetzen und in Zürich,
in dem Kanton also, in dem sie vor vier Jahren zum ersten Mal überhaupt aufgetreten
war, schaffte sie fast eine Verdoppelung ihrer Sitze von 10 auf 19. Auch die zweite Partei
der neuen Mitte, die BDP, war unerwartet erfolgreich. Sie war in den Kantonen Basel
Landschaft, Freiburg, Luzern und Zürich zum ersten Mal angetreten und konnte in drei
Kantonen insgesamt zwölf Sitze für sich beanspruchen. Einzig in Luzern ging sie leer
aus. Der Antritt der BDP schadete der SVP, von der sie sich abgespaltet hatte, wider
Erwarten nicht. Im Gegenteil, die SVP konnte insgesamt ebenfalls zwölf neue Mandate
verbuchen. Einzig in Zürich verlor sie zwei ihrer 56 Sitze, blieb aber dennoch mit
Abstand stärkste Partei. Die nationalen Verluste der Volkspartei zeichneten sich in den
kantonalen Wahlen also nur sehr bedingt ab. Die kantonalen Gewinne und Verluste der
SP hielten sich in etwa die Waage. Die Sozialdemokraten konnten in den Kantonen
Appenzell Ausserrhoden, Freiburg und Luzern insgesamt acht Sitze zulegen, mussten
aber gleichzeitig in den Kantonen Basel Landschaft (-1), Tessin (-4) und Zürich (-1)
Sitzverluste in Kauf nehmen. Grosse Verluste in allen Kantonen (mit Ausnahme von AI)

WAHLEN
DATUM: 01.01.2011
MARC BÜHLMANN
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mussten die CVP und die FDP hinnehmen. Gleich in drei Kantonen (BL, LU und ZH)
musste der Freisinn jeweils sechs Mandate abgeben. Zudem verlor die FDP je zwei Sitze
in Appenzell Ausserrhoden und im Kanton Freiburg. Im Tessin blieb sie mit vier
Sitzverlusten nur noch sehr knapp die stärkste Partei im kantonalen Parlament.
Insgesamt büsste die FDP im Berichtjahr also nicht weniger als 26 kantonale
Legislativmandate ein. Die CVP musste in den sechs Kantonsparlamenten (ohne AI)
insgesamt 22 Sitzverluste verkraften. Darunter fanden sich herbe Verluste in ihren
Stammlanden Luzern (-7 Sitze) und Freiburg (-6 Sitze). In beiden Kantonen blieben die
Christdemokraten allerdings stärkste Fraktion. Die Grünen konnten hingegen Erfolge
feiern. Während die GP in den Kantonen Zürich, Luzern und Freiburg zwar ihre
Wähleranteile, nicht aber ihre Sitzanteile ausbauen konnte, eroberte sie im Kanton
Basel-Landschaft einen und im Tessin gleich drei neue Mandate. Vielerorts wurden die
Erfolge der Grünen und der GLP mit einem Fukushima-Effekt, also mit der Sensibilität
der Wählerschaft für umwelt- und energiepolitische Fragen nach der Atom-Katastrophe
in Japan erklärt. Der grosse Erfolg der Grünen in den Kantonen – auch bei den
Regierungswahlen konnte die GP gleich in drei Regierungen einziehen (siehe unten) –
fand jedoch auf nationaler Ebene keine Entsprechung.

Bei den kleineren Parteien hielt die Niederlagenserie der Schweizer Demokraten weiter
an. Die SD verloren ihren Sitz in Basel und sind jetzt schweizweit nur noch im Kanton
Aargau in einer kantonalen Legislative vertreten. Die EDU konnte ihre fünf Sitze in
Zürich halten und half im Tessin auf einer Mischliste mit, die fünf Sitze der SVP zu
verteidigen. In den Kantonen Basel-Landschaft und Freiburg war die Union allerdings
nicht mehr angetreten. Die EVP musste insgesamt fünf Mandate abgeben. In Zürich
verlor sie drei Sitze (neu: 7) und in Appenzell Ausserrhoden und in Freiburg jeweils
einen Sitz. Im Kanton Freiburg war sie damit nicht mehr im Parlament vertreten. Im
Kanton Basel-Landschaft konnte sie ihre vier Mandate knapp verteidigen. Einen
Grosserfolg feierte die Lega im Kanton Tessin. Sie gewann sechs Sitze und war mit 21
Mandaten neu zweitstärkste Fraktion im Parlament des Südschweizer Kantons.
Überraschend zog im Tessin zudem die kommunistische Partei zusammen mit dem
„Movimento per il Socialismo“ mit einem Sitz ins Parlament ein. Die CSP konnte ihre vier
Sitze im Kanton Freiburg halten. Im Kantonsparlament von Zürich konnte die Alternative
Liste ihre Sitzzahl auf drei ausbauen (+1 Sitz). Ein Unabhängiger sass im Parlament im
Kanton Freiburg und 22 Unabhängige hatten Sitze in der Legislative des Kantons
Appenzell Ausserrhoden inne.

In drei der fünf Kantone, welche die Wahlbeteiligung ausweisen (nicht in AI und AR),
war diese im Vergleich zu den letzten Gesamterneuerungswahlen zurückgegangen. Im
Kanton Basel-Landschaft betrug der Rückgang 1,9 Prozentpunkte. Nur noch 35,1% der
Baselbieter Bevölkerung beteiligte sich an den Landratswahlen. Etwas höher (38,2%)
war dieser Anteil in Zürich, wo die Wahlbeteiligung im Vergleich zu 2007 (35,9%) leicht
angestiegen war. Leicht zurückgegangen war die Beteiligung hingegen auch im Kanton
Luzern und zwar von 44,8% (2007) auf 43,5% (2011). Fast genauso hoch war die
Wahlbeteiligung im Kanton Freiburg (43,4%). Hier hatte sie im Vergleich zu 2006
allerdings um 2,7 Prozentpunkte zugenommen. Über die Hälfte der Tessiner
Bevölkerung machte von ihrem Wahlrecht Gebrauch. Die 58,5% bedeuteten aber auch
in der Südschweiz im Vergleich zu den letzten Gesamterneuerungswahlen (62,1%) einen
Rückgang.

Auf die insgesamt 704 Sitze, die in den sieben Kantonsparlamenten zu vergeben waren,
wurden insgesamt 186 Frauen gewählt (26,4%). In drei Kantonen hatte der Frauenanteil
abgenommen. Im Kanton Freiburg verloren die Frauen drei Sitze. Der Anteil an Frauen
in der Freiburger Legislative betrug damit noch 20,9%. Je einen Sitz mussten die
Frauen im Kanton Appenzell Ausserrhoden und im Tessin abgeben. Während die
Appenzellerinnen noch mit 14 Kantonsparlamentarierinnen vertreten sind (21,5%),
waren die Tessinerinnen lediglich noch von neun Frauen repräsentiert (13,3%).
Verbessert hat sich die Frauenrepräsentation hingegen in den anderen vier Kantonen,
welche 2011 kantonale Wahlen abhielten. Rund ein Drittel Frauen sitzen in den
Kantonsparlamenten von Zürich (33,3%; +2 Sitze) und Basel-Landschaft (35,6%, +1 Sitz).
Gleich um sieben Sitze zulegen konnten die Frauen im Kanton Luzern, wo ihr
Repräsentationsgrad von 25% auf 30,8% anstieg. Im Kanton Appenzell Innerrhoden
wurde ebenfalls eine zusätzliche Frau ins Parlament gewählt, wo neu elf Abgeordnete
die Appenzellerinnen vertreten (22,5%). Gesamtschweizerisch war Ende 2011 rund ein
Viertel der kantonalen Parlamentssitze mit Frauen besetzt (25,2%). Im Vergleich zu 2010
(24,9%) und im Gegensatz zum nationalen Parlament war dieser Anteil also wieder leicht
angestiegen (die Vergleiche basieren auf den Resultaten der kantonalen Wahlen 2002
bis 2012; später nachgerückte oder zurückgetretene Frauen wurden zur Berechnung
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der Frauenanteile nicht berücksichtigt). 15

Zum zweiten Mal wurde in Zürich mit dem „doppelten Pukelsheim“ gewählt: Die
Besetzung der 180 Sitze im Kantonsrat wird mit Hilfe der Stimmen aus dem gesamten
Kanton berechnet, was Listenverbindungen obsolet macht. Weil somit auch kleine
Parteien begünstigt werden, führte der Kanton Zürich bereits für die Wahlen 2007 eine
Fünfprozent-Wahlhürde ein. Trotzdem bewarben sich 13 Parteien und Gruppierungen
mit insgesamt 1720 Kandidierenden für das Kantonsparlament (2007: 1641
Kandidierende auf 11 Listen). Zumindest auf die Zahl der Listen schien sich die Reform
des Wahlrechts also auszuwirken, waren doch für die Wahlen von 2003 nicht weniger
als 47 Listen- und Unterlisten gezählt worden. Der Anteil von 34% Frauen unter den
Kandidierenden war allerdings so tief wie noch nie in den letzten 20 Jahren. Neu traten
die BDP und die Piratenpartei an. Diese beiden Parteien schafften es zusammen mit der
SD und der Europäischen Reform-Partei (ERP) im Gegensatz zu den arrivierten und im
Kantonsrat vertretenen Parteien (SVP, SP, FDP, GP, GLP, CVP, EVP, EDU, AL) nicht, in
allen Wahlkreisen mit Listen anzutreten, was für das Pukelsheim-Wahlverfahren von
Bedeutung ist. Auch in Zürich wurde der Wahlkampf als eher lau bezeichnet. Die
Gründe dafür wurden in der vermeintlich wenig spannenden Ausgangslage für die
Regierungsratswahlen (siehe unten) und in den anstehenden nationalen Wahlen
vermutet, für welche die Parteien Mittel aufsparen wollten. Vermisst wurden auch in
Zürich klare Positionen und profilierende Auseinandersetzungen.

Die Kräfteverhältnisse zwischen Mitte, Links und Rechts blieben praktisch gleich wie
nach den Wahlen 2007. Die Wahlen vom 3. April brachten also nicht zwischen, sehr
wohl aber innerhalb der Blöcke einige Verschiebungen. Im links-grünen Lager verlor die
SP 0,2 Prozentpunkte und musste einen Sitz abgeben (neu: 19,3%, 35 Sitze). Die Grünen
konnten ihre 19 Sitze halten (neu 10,6%, +0,1 Prozentpunkte) und die Alternative Liste
konnte die Anzahl ihrer Mandate von zwei auf drei erhöhen (neu: 1,6%, +0,4
Prozentpunkte). Auf der rechten Seite musste die SVP zwar zwei Sitze abgeben, blieb
aber mit neu 54 Mandaten und einem Wähleranteil von 29,6% (-0,9 Prozentpunkte)
nach wie vor stärkste Kraft im Kanton Zürich. Die EDU konnte trotz leichten
Wählerverlusten (2,6%, -0,2 Prozentpunkte) ihre fünf Sitze halten. Zu grösseren
Verschiebungen kam es in der Mitte: Wie bereits vor vier Jahren war die GLP grosse
Siegerin der Wahlen in Zürich. Sie konnte ihre Sitzzahl von zehn auf 19 Sitze fast
verdoppeln und war mit den Grünen nun auf Augenhöhe. Der Wählerzuwachs von 5,8%
auf 10,3% wurde in diesem Ausmass kaum erwartet. Die BDP konnte auf Anhieb 3,5%
der Zürcher Wählerinnen und Wähler für sich gewinnen und nahm sechs Mandate ein.
Dieser Zuwachs, der sogleich Fraktionsstärke bedeutete, wurde der neuen Partei im
Vorfeld der Wahlen ebenfalls kaum zugetraut. Die Gewinne gingen auf Kosten der FDP (-
3 Prozentpunkte), der CVP (-2,4 Prozentpunkte) und der EVP (-1,4 Prozentpunkte). Die
FDP büsste mit neu 12,9% der Stimmen sechs Sitze ein, die CVP (4,9%) verlor vier Sitze
und die EVP (3,8%) hatte drei Sitzverluste zu beklagen. Die SD, die Piraten und die
Europäische Reformpartei (ERP) verpassten das Quorum deutlich. Der Frauenanteil im
Parlament wuchs leicht auf genau einen Drittel an: 60 Kantonsparlamentarier sind
Frauen (2007: 58). Die Wahlbeteiligung lag bei 38,2% und war damit höher als noch vor
vier Jahren (35,9%). Die Erfolge der GLP und der BDP wurden im Nachhinein der
Frische der noch jungen Parteien, den Ereignissen in Japan, der Unfähigkeit der
Mitteparteien auf aktuelle Probleme zu reagieren, aber auch dem Wahlsystem
zugeschrieben, das vor allem Kleinparteien nütze, die in einzelnen Bezirken
überproportional vertreten seien. Die Atomisierung der politischen Mitte mache es
zudem schwieriger, klare Mehrheiten zu finden. 16

WAHLEN
DATUM: 03.04.2011
MARC BÜHLMANN

Die Diskussionen um die kantonalen Wahlverfahren flauten auch 2014 nicht ab.
Während der Bundesrat dem reinen Majorzverfahren eher skeptisch gegenübersteht,
ist das Bundesgericht kulanter und lässt sowohl das Majorz- wie auch das
Proporzverfahren zu. Bei letzterem darf aber kein zu hohes Quorum gelten. Ein Sitz
sollte – so das höchste Gericht – mit einem Stimmenanteil von maximal 10% erzielt
werden können. Dies ist abhängig von der Grösse der einzelnen Wahlkreise. Ziemlich
vehement verlief die Debatte im Kanton Schwyz. 2013 hatte das Bundesgericht das neue
Schwyzer Wahlrecht – ein Mischverfahren aus Proporz und Majorz – aufgrund der zu
hohen Quoren als nicht konform beurteilt und der Nationalrat hatte die Erwahrung der
Kantonsverfassung, bzw. des Teils mit dem Wahlrecht abgelehnt. In der teilweise sehr
emotional geführten Debatte wehrte sich die SVP gegen den „schleichenden
Staatsstreich“ des Bundesgerichtes, gegen dessen Einmischung man sich zur Wehr

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 01.01.2014
MARC BÜHLMANN
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setzen wolle. Entsprechend machte sich die Volkspartei mit Hilfe einer Initiative zur
Einführung des Majorzes für eine einphasige Mehrheitswahl stark. Die anderen Parteien,
die sich im kantonalen Parlament unterstützt von der Regierung durchzusetzen
vermochten, bevorzugten hingegen den so genannten, bereits von den
Nachbarkantonen Zug und Nidwalden eingeführten "doppelten Pukelsheim". Das
Doppeltproporzverfahren, das in einem ersten Schritt die Mandate den Parteien über
den ganzen Kanton hinweg zuteilt und in einem zweiten Schritt die Sitze auf die
einzelnen Gemeinden verteilt, sichere eine repräsentative Abbildung aller politischen
Kräfte des Kantons im Parlament. Zu reden gab nicht nur die Opposition der SVP gegen
„deutsche Professoren, die sich nicht in urschweizerische Angelegenheiten
einzumischen hätten" – Friedrich Pukelsheim ist ein deutscher Mathematiker – sondern
auch die Höhe eines Quorums, das bei diesem Verfahren verhindern soll, dass zu viele
Kleinstparteien Erfolg haben. Als Kompromissvorschlag obsiegte schliesslich eine 1-
Prozent-Hürde. Das letzte Wort wird die Schwyzer Stimmbürgerschaft im März 2015
haben. Im Kanton Zug reichte die Piratenpartei gegen die hier beschlossene 3-Prozent-
Hürde eine Beschwerde ein. Die Zuger Stimmbevölkerung hatte bereits 2013 mit
grossem Mehr den doppelten Pukelsheim eingeführt. Allerdings forderte der Zuger
Regierungsrat in einer Standesinitiative die „Wiederherstellung der Souveränität der
Kantone in Wahlfragen“. Im Juli doppelte der Kanton Uri mit einer Standesinitiative
nach, die ebenfalls Souveränität der Kantone bei Wahlfragen als verfassungsgrundsatz
forderte. Beide Kantonsbegehren, die 2014 im Parlament noch nicht behandelt wurden,
waren eine deutliche Spitze gegen die Einmischung des Bundesgerichtes. Dieses wies
die Beschwerde der Piraten im Dezember ab. Damit wurde auch eine im September
2014 eingereicht Beschwerde der Zürcher Piratenpartei gegen die 5-Prozent-Hürde bei
den kantonalen Wahlen in Zürich obsolet. Auch im Kanton Uri läuft die Diskussion um
ein neues Wahlverfahren und auch im Urkanton ist der Unmut gegen die Bevormundung
gross. Im Kanton Graubünden fanden die Wahlen 2014 zwar noch nach dem reinen
Majorzverfahren statt – neben Graubünden nur noch in den beiden Appenzell Usanz –
dagegen machte sich allerdings Widerstand breit. 33 Stimmberechtigte – darunter auch
ehemalige Grossräte – reichten unmittelbar nach den Wahlen Beschwerde ein, da die
Stimmkraftgleichheit in den krass unterschiedlich grossen 39 Wahlkreisen verletzt sei.
Freilich haben sich die Bündner Stimmberechtigten zwischen 1927 und 2013 nicht
weniger als acht Mal gegen die Einführung eines Proporzverfahrens gewehrt, ähnlich
wie die Stimmberechtigten im Kanton Appenzell Ausserrhoden, wo die Idee eines
proportionalen Verfahrens zwischen 1920 und 2008 sechs Mal an der Urne
abgeschmettert worden war. Hängig ist hier allerdings eine 2011 eingereichte
Beschwerde gegen das Majorzverfahren. Zudem hiess die Ausserrhoder
Stimmbevölkerung im November 2014 mit einer grossen Mehrheit von 79.8% Ja-
Stimmenanteil eine Reform der Sitzverteilung gut, mit der die Stimmkraftgleichheit
verbessert werden soll. Weil jede der 20 Gemeinden bisher fix einen Sitz im 65-köpfgen
Kantonsrat hatte und die restlichen 45 Sitze dann nach Einwohnerzahl verteilt wurden,
waren die rund 60% der Bevölkerung, die in den fünf grössten Gemeinden wohnen, mit
lediglich 31 Sitzen (also nur zu 48%) im Kantonsparlament vertreten. Mit der
gutgeheissenen Reform wird die Vorverteilung des einen Sitzes aufgehoben und die
Sitzverteilung im Divisorverfahren vorgenommen, wobei allerdings auch
Kleinstgemeinden mindestens einen Sitz erhalten sollen. Dies hat zur Folge, dass die
grossen Gemeinden mehr Sitze erhalten – allen voran Herisau, das neu 18 statt wie
bisher 14 Abgeordnete stellt. Noch nie zur Debatte stand das Wahlverfahren im Kanton
Appenzell Innerrhoden. 17

Im Kanton Zürich wurden Mitte April die Gesamterneuerungswahlen 2015 bereits zum
dritten Mal nach dem Doppelproporzverfahren (doppelter Pukelsheim) durchgeführt.
Dieses Wahlverfahren, bei dem zuerst berechnet wird, wie viele Sitze einer Partei im
gesamten Kanton zustehen (Oberzuteilung), und anschliessend die Sitzgewinne den
Wahlkreisen zugeordnet werden (Unterzuteilung), wirkt sich auf das Verhalten der
Parteien aus. Listenverbindungen werden hier obsolet und im Prinzip haben auch
kleinere Parteien bessere Chancen, einen Sitz zu erobern. Damit es nicht zu einer zu
starken Fraktionalisierung kommt, wird der doppelte Pukelsheim im Kanton Zürich mit
einer Wahlhürde von 5 Prozent kombiniert: In mindestens einem Wahlkreis muss eine
Partei also wenigstens 5 Prozent der dortigen Wählerschaft von sich überzeugen
können, um an der Sitzverteilung teilnehmen zu können. 
Das neue Verfahren hatte bereits bei seiner ersten Anwendung 2007 eine massive
Reduktion der antretenden Listen von 47 (im Jahr 2003) auf elf (im Jahr 2007) zur Folge
gehabt. Im aktuellen Wahljahr 2015 nahm diese Zahl wieder ein wenig zu: Insgesamt
standen 13 Listen zur Wahl, auf denen 1734 Kandidierende aufgeführt waren (2003: 1968
Kandidierende; 2007: 1641 Kandidierende; 2011: 1720 Kandidierende). Mit vollen Listen
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in allen 18 Wahlkreisen und ergo 180 Kandidierenden traten die FDP, die SP, die SVP
sowie die GLP an; bei der EVP und den Grünen fehlte jeweils ein Kandidat für eine volle
Liste. Auch die CVP (173 Kandidierende), die Alternative Liste (170 Kandidierende) und
die EDU (158 Kandidierende) traten in allen Wahlkreisen an, während die BDP (85
Kandidierende) und die Piraten (59 Kandidierende) nicht in jedem Wahlkreis Personal
rekrutieren konnten. Lediglich in einem Wahlkreis traten die Juso (7 Kandidierende im
Bezirk Uster) und die «Integrale Politik» (IP ZH) (4 Kandidierende im Bezirk Affoltern) an.
Weil keine Listenverbindungen möglich sind, war das Engagement der Juso von der
Mutterpartei nicht gerne gesehen, da die Jungpartei die SP so Stimmen kosten könnte.
Die IP ZH, ein Ableger der 2007 gegründeten IP Schweiz trat zum ersten Mal an, konnte
aber kaum mit einem Überspringen der 5-Prozent-Hürde rechnen. Im Gegensatz zu
2011 traten die SD – wie bereits in Basel-Landschaft – nicht mehr zu den Wahlen an;
man wolle sich nach dem Debakel bei den lokalen Wahlen 2014 neu orientieren, gab
Kantonalpräsident Andreas Stahel zu Protokoll. 
Insgesamt traten 159 der 180 Bisherigen wieder an, wesentlich mehr als in bisherigen
Jahren. Dies war freilich auch auf den Umstand zurückzuführen, dass mehr als ein
Viertel der 2011 gewählten Abgeordneten während der Legislatur zurückgetreten waren.
Der Frauenanteil unter den Kandidierenden lag bei 36 Prozent (2011: 34%), wobei bei
Links-Grün überdurchschnittlich und bei Rechts-Bürgerlich unterdurchschnittlich viele
Frauen kandidierten. Das Durchschnittsalter der Kandidierenden betrug 46 Jahre. 
Die stärkste Partei im Zürcher Kantonsrat, die SVP (54 Sitze), hatte 2011 zum zweiten Mal
in Folge bei den Kantonsratswahlen eine Niederlage einstecken müssen. Auch bei den
nachfolgenden nationalen Wahlen hatte man ein Nationalratsmandat verloren und war
ebenso bei der Ausmarchung um den Ständerat unterlegen. Zudem hatte die
Volkspartei bei kantonalen Abstimmungen häufig Niederlagen über sich ergehen lassen
müssen. Vor den anstehenden Wahlen 2015 zeigte man sich deshalb auffallend bemüht,
die bürgerlichen Partner bei den Regierungsratswahlen nicht zu brüskieren, was
allerdings nicht gänzlich gelang: Weil einzelne FDP-Exponenten auch die
Regierungsratskandidatinnen und -kandidaten von SP und GP unterstützten, verglich
der SVP-Kantonspräsident Alfred Heer die FDP mit einem Pudding, der einmal nach
links, einmal nach rechts neige.  
Erklärtes Ziel der SP, die mit ihren Anliegen im Rat jeweils nur dann durchkam, wenn sie
Kompromisse hin zur Mitte eingehen konnte, war eine Steigerung des Wähleranteils um
zwei Prozentpunkte und eine damit verbundene Verstärkung der momentan 35-
köpfigen Fraktion. Die FDP (23 Sitze) befand sich im Aufwind; sie hatte nicht nur bei
den Kommunalwahlen 2014 zulegen können, sondern mit Filippo Leutenegger auch den
zweiten Sitz in der Zürcher Stadtregierung zurückerobert. Zum Mindestziel wurde
deshalb der Gewinn von drei Sitzen erklärt, womit man allerdings nur die Hälfte der
Verluste von 2011 wettgemacht hätte.
Die Grünen hatten 2011 mit der Wahl von Martin Graf in die Regierung einen Erfolg
gefeiert. Damals hatte man die Sitzzahl im Parlament (19 Sitze) mit einem leichten
Wählerzuwachs halten können. Dank dem Erfolg mit der kantonalen Kulturlandinitiative
erhoffte sich die GP auch bei den kantonalen Wahlen 2015 Aufwind. Die Grünen wollten
mindestens zwei weitere Mandate erringen und die viertstärkste Partei im Kanton
bleiben. Die GLP (19 Sitze) hatte kurz vor den Zürcher Wahlen mit dem überdeutlichen
Nein zu ihrer nationalen Initiative «Energie statt Mehrwert besteuern» eine herbe
Niederlage einstecken müssen. Es blieb abzuwarten, ob dies auf die kantonale
Wählerschaft abfärben würde. Die CVP (9 Sitze) hatte Ende März von sich reden
gemacht, als die Kandidatur des im Wahlkreis 3 (Stadtkreise 4 und 5) antretenden
Friedrich Studer für ungültig erklärt werden musste, weil der Präsident der CVP der
beiden Stadtkreise gar nicht mehr im Kanton Zürich wohnhaft war und so eine
Bedingung für seine Wählbarkeit verletzte. Zwar habe die CVP in diesem Wahlkreis
ohnehin keine Chance und die Listenstimmen würden trotzdem mitgezählt, die Sache
sei aber unschön, so der CVP-Stadtpräsident Markus Hungerbühler. Studer war aus
persönlichen Gründen in den Kanton Solothurn umgezogen. 
Für die kleineren Parteien war das Überspringen der 5-Prozent-Hürde vordringlichstes
Ziel. Die EDU (5 Sitze) hatte dies 2007 und 2011 jeweils nur in einem Wahlkreis geschafft.
In Hinwil schien die Partei allerdings über eine relativ treue Wählerschaft zu verfügen.
Auch die EVP (7 Sitze) hatte damals über Gebühr zittern müssen. Da sich die EDU und
die EVP in den gleichen Wahlkreisen die christlichen Stimmen abspenstig machten,
drohte für beide Ungemach. Wenig Sorgen über die Wahlhürde musste sich die
Alternative Liste (AL) machen, da sie im Wahlkreis 3 – also in den Stadtkreisen 4 und 5 –
jeweils sehr stark abschneidet. In der Regel lag die AL hier jeweils gar noch vor der SVP
und der FDP. Entsprechend strebte die Linkspartei Fraktionsstärke an. Zu den drei
bisherigen Sitzen, unter anderem gehalten von Markus Bischoff, der auch für die
Regierungsratswahlen antrat, sollten also noch mindestens zwei weitere hinzu kommen.
Zittern musste hingegen die BDP, die ihre Kandidierenden auf einige Wahlkreise
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konzentrierte. Vor vier Jahren noch hatte sie ihre sechs Sitze dank mehr als 5 Prozent
Wähleranteil in drei Wahlkreisen geschafft. Kaum Chancen konnten sich die Piraten und
die IP ausrechnen. Das Scheitern an der 5 Prozent-Hürde könnte mitunter zu
dramatischeren Sitzverschiebungen führen als leichte Wählerverschiebungen zwischen
den arrivierten Parteien.
In den Medien wurde der Wahlkampf insgesamt als lau bezeichnet, zumal kaum medial
verwertbare Skandale oder personalisierte Ereignisse, sondern insbesondere sachliche,
aber vermutlich nur wenig mobilisierende Podiumsdiskussionen im Zentrum standen.
Zu reden gab immerhin – auch das scheint ein Dauerbrenner kantonaler
Wahlkampagnen zu sein – die Plakatierung, die von den verschiedenen Gemeinden mit
unterschiedlichen juristischen Grundlagen sehr uneinheitlich bewilligt oder eben nicht
bewilligt wurde. Für Gesprächsstoff sorgte auch ein Plakat der SVP, das Bundesrätin
Simonetta Sommaruga zeigte, die von EU-Kommissionspräsident Jean-Claude Juncker
einen Begrüssungskuss erhielt. Das Plakat war mit dem Slogan «Wähle lieber SVP»
versehen. Zu reden gab der Umstand, dass die SVP den Schnappschuss ohne Erlaubnis
der Abgebildeten als Wahlwerbung verwendete, was rechtlich nicht zulässig ist. Weil die
Magistratin das Plakat aber weder kommentieren noch juristisch dagegen vorgehen
wollte, liess man die SVP gewähren.

Als grosse Siegerin der Zürcher Kantonsratswahlen 2015 ging die FDP hervor. Der
Freisinn konnte um ganze acht Mandate und 4.4 Prozentpunkte an Wählerstärke
zulegen (neu: 31 Sitze; 17.3% Wähleranteil). Dieses «triumphale Comeback» nach
«jahrzehntelangem Niedergang» – so der Tages-Anzeiger – verhalf dem Bürgerblock zur
absoluten Mehrheit, weil sowohl die SVP (54 Sitze) als auch die CVP (9 Sitze) ihren
Besitzstand wahren konnten: Beide legten leicht an Wähleranteil zu (SVP +0.4
Prozentpunkte; CVP +0.1 Prozentpunkte). Für rechtsbürgerliche Anliegen ist allenfalls
nicht einmal die CVP nötig, da auch die EDU ihre 5 Sitze zu verteidigen wusste
(Wähleranteil: 2.7%; +0.1 Prozentpunkte). Zu den Gewinnerinnen durfte sich aber auch
die Linke zählen. Die SP holte mit einem Wähleranteil von 19.7 Prozent (+0.4
Prozentpunkte) einen zusätzlichen Sitz (neu: 36 Sitze) und die AL konnte gar zwei
zusätzliche Mandate für sich verbuchen und kommt nun auf 5 Sitze. Sie weiss neu 3
Prozent der Zürcher Wahlberechtigten hinter sich (+1.4 Prozentpunkte); in den
Stadtkreisen 4 und 5 sind es gar 17.7 Prozent. Die Gewinne der FDP und der Linken
gingen unter anderem auf Kosten der Mitte. Zwar konnte die EVP ihren Wähleranteil um
0.5 Prozentpunkte auf 4.3 Prozent steigern und damit einen Sitz gewinnen, die GLP und
die BDP mussten aber Federn lassen. Die BDP verlor einen Sitz (neu: 5 Sitze) und
verfügte nur noch über 2.6 Prozent Wähleranteil (-0.9 Prozentpunkte). Schlimmer
erging es der GLP, die 5 Sitzverluste verschmerzen musste (neu: 14 Sitze). Mit 7.6
Prozent Wähleranteil (-2.6 Prozentpunkte) überholten die Grünliberalen aber gar noch
die Grünen, für die die kantonalen Wahlen zum eigentlichen Debakel verkamen. Sie
verloren nicht nur ihren Sitz bei den Regierungsratswahlen, sondern mussten auch im
Parlament 6 Sitze räumen (neu: 13 Sitze). Der Verlust von 3.4 Prozentpunkten, der noch
einen Wähleranteil von 7.2 Prozent bedeutete, liess das Lager mit den grünen Anliegen
(GP und GLP) um einen Viertel schrumpfen. Für die Piraten, die Juso und die IP waren
die Hürden zu hoch. Insgesamt 15 wiederkandidierende Kantonsratsmitglieder wurden
abgewählt.
Wie schon bei den Wahlen im Kanton Basel-Landschaft und im Kanton Luzern verfügte
der Bürgerblock aus SVP, FDP und CVP damit auch im Kanton Zürich wieder über eine
komfortable Mehrheit im Parlament. Dies sei der erfolgreichen bürgerlichen Wahlallianz
«Top 5» zu verdanken, kommentierten bürgerliche Kreise. Der Fraktionschef der SP,
Markus Späth, gab allerdings in einem Interview zu Protokoll, dass die FDP und nicht die
Bürgerlichen gewonnen hätten. Er hoffe, die FDP werde jetzt wieder ein wenig
selbständiger und unabhängiger von der SVP und dass sich dies dann in bildungs-,
sozial- und gesellschaftspolitischen Fragen bemerkbar mache. Die Wählerinnen und
Wähler seien der grünen Anliegen überdrüssig und hätten «gemerkt, dass das nur
kostet und nichts bringt», erklärte hingegen SVP-Kantonsrat Hans-Peter Amrein am Tag
danach. Eine andere Interpretation lieferte indes CVP-Fraktionschef Philipp Kutter:
Umweltanliegen seien kein Alleinstellungsmerkmal der grünen Parteien, die
Energiewende beispielsweise sei breit abgestützt. 
Die Niederlage der grünen Kräfte wurde in den Medien auch als Korrektur interpretiert,
nachdem diese vor vier Jahren stark vom Reaktorunfall in Fukushima profitiert hätten.
Eine Analyse der Wählerverschiebungen infolge einer Nachwahlbefragung zeigte in der
Tat, dass zahlreiche Wählerinnen und Wähler der GLP und der GP aus dem Wahljahr
2011 im aktuellen Wahljahr der Urne ferngeblieben waren. Zudem hatte die GP viele
Anhängerinnen an die SP und die AL verloren, während zahlreiche Wählerinnen und
Wähler der GLP zur FDP abgewandert zu sein schienen. Der Frauenanteil im Zürcher
Parlament nahm von 33.3 auf 33.9 Prozent nur leicht zu. Zu reden gab nach den Wahlen
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vor allem die historisch tiefe Wahlbeteiligung von 32.7 Prozent (2011: 38.2%). Erklärt
wurde diese mit einer Entfremdung von der kantonalen Politik. Die lokale Verwurzelung
nehme durch Arbeitsmobilität und Anonymisierung ab, was mit einem sinkenden
Interesse an kantonaler Politik und eben auch einer abnehmenden
Partizipationsbereitschaft einhergehe. 18

Im Vorfeld der Kantonsratswahlen 2019 in Zürich fiel die entsprechende mediale
Berichterstattung deutlich geringer aus als diejenige zu den Regierungsratswahlen 2019.
Verschiedene Fazits zur Performanz des Parlaments stellten diesem ein eher schlechtes
Zeugnis aus, zumal seine Entscheidungen – insbesondere zu den wichtigsten
Geschäften – mehrfach vom Volk korrigiert worden seien. Der Tagesanzeiger stellte mit
Verweis auf eine Studie von Politikwissenschaftern der Universität Zürich, Sarah
Bütikofer und Thomas Widmer, fest, dass die bürgerlichen Parteien SVP, FDP und CVP
in dieser Legislatur häufig unterschiedlicher Meinung gewesen seien; nur in zwei
Dritteln aller Abstimmungen habe man gleich gestimmt. Und dies, obwohl FDP und CVP
mit 84 Prozent gleichen Stimmentscheiden die höchste Übereinstimmung aller Parteien
aufgewiesen hätten – noch vor SP und Grünen mit 82 Prozent. Die FDP sei zusammen
mit der GLP in dieser Legislatur auch am häufigsten erfolgreich gewesen, nämlich in 72
Prozent aller Abstimmungen. Am häufigsten auf der Verliererseite standen gemäss der
Studie die SP (46.2%), die EVP (42.3%) und die Grünen (41.1%). 
Über die Kandidatinnen und Kandidaten wurde vor den Wahlen nur wenig berichtet. Im
Mittelpunkt standen vor allem Sarah Akanji (ZH, sp), Valentin Landmann (ZH, svp) und
Kathy Riklin (cvp, ZH). Erstere kandidierte für die SP und setzte sich vor allem für
Gleichstellungs- und Genderfragen ein. Die mediale Aufmerksamkeit drehte sich zu
diesem Zeitpunkt jedoch noch hauptsächlich um ihren Bruder, den Fussball-
Nationalspieler Manuel Akanji. Landmann, der «bekannteste Strafverteidiger der
Schweiz» (SRF), war von der SVP Zürich Kreis 7 und 8 angefragt worden, wurde bei der
Mitgliederversammlung im April 2018 aber noch nicht offiziell aufgestellt. Man müsse
schauen, wo Engpässe bestünden und wo man entsprechend Quereinsteiger einsetzen
könne, erklärte Gregor Rutz (svp, ZH). Später fand sich Landmann dennoch auf dem
ersten Listenplatz im Kreis 7 und 8 wieder. Auch die Situation von Kathy Riklin, die nach
dem Zürcher Gemeinderat und dem Nationalrat nun auch noch für den Kantonsrat
kandidierte, wurde in den Medien erläutert. Zwar belegte sie auf der CVP-Liste im Kreis
1 und 2 der Stadt Zürich Platz zwei, da die CVP seit 1991 in diesem Wahlkreis jedoch
keinen Sitz mehr geholt hatte, rechnete sie nicht mit einer Wahl. Ihre Kandidatur sei
«von Bern» gewünscht worden, erklärte Riklin. 
Insgesamt kandidierten in den 18 Wahlkreisen 1734 Personen, 41.7 Prozent davon waren
Frauen. Damit erreichte der Frauenanteil auf den Listen einen neuen Höchststand.
Dabei wiesen alle Parteien mehr Frauen auf ihren Listen auf als noch bei den Wahlen
2015. Deutlich untervertreten waren jedoch noch immer die Jungen; nur 2
Kandidierende waren unter 30 Jahre alt. 

Am 24. März 2019 ergaben sich überraschend deutliche Änderungen in den
Machtverhältnissen des Zürcher Kantonsparlaments: Mit 5.3 Prozentpunkten respektive
4.7 Prozentpunkten Stimmenzuwachs waren die Grünen und Grünliberalen die
deutlichen Gewinnerinnen der Wahl – beide erzielten dadurch neun zusätzliche Sitze
und kamen neu auf 22 respektive 23 Sitze. Die Grünliberalen holten in allen Gemeinden
und Wahlbezirken mehr Stimmen als noch 2015; die Grünen gewannen vor allem in den
Städten. Ansonsten konnten nur die AL (+0.17 Prozentpunkte) und die PdA (+0.17
Prozentpunkte) ihre Wähleranteile vergrössern, wobei nur die AL daraus einen
Sitzgewinn schlagen konnte. Alle anderen Parteien verloren mehr oder weniger deutlich.
Am deutlichsten traf es die SVP, die in 154 von 162 Gemeinden verlor, insgesamt 5.7
Prozentpunkte weniger Stimmen machte als vier Jahre zuvor und dadurch neun ihrer
Parlamentssitze abgeben musste. Auch für die BDP war das Ergebnis höchst
unerfreulich: Sie verlor zwar nur 1.1 Prozentpunkte ihrer Stimmen, erreichte aber in
keinem Wahlbezirk das Quorum und musste entsprechend alle ihre Sitze abgeben. Auch
die FDP (-1.66 Prozentpunkte, -2 Sitze), die CVP (-0.59 Prozentpunkte, -1 Sitz), die EDU
(-0.39 Prozentpunkte, -1 Sitz) sowie die SP (-0.36 Prozentpunkte, -1 Sitz) verloren einen
Teil ihrer Sitze. Damit hielten die bürgerlichen Parteien SVP, FDP, CVP und EDU
gemeinsam nur noch 86 Sitze und konnten damit nicht mehr die absolute Mehrheit im
Parlament stellen. Da das linke Lager aus SP, Grünen und AL zusammen 63 Stimmen, bei
Einbezug der EVP 71 Stimmen erreichte, sah der Tagesanzeiger die GLP neu als
«Mehrheitsbeschafferin im Parlament». Entsprechend spannend sei für sie die neue
Legislatur.
Zudem bestätigte sich, was der hohe Frauenanteil auf den Listen bereits angekündigt
hatte: Das neue Parlament wird zu 41.1 Prozent aus Frauen bestehen, was einen
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historisch hohen Frauenanteil darstellte. 37 Prozent der Kandidatinnen verglichen mit
26 Prozent der Kandidaten erreichten eine höhere Platzierung auf ihrer Liste als ihr
ursprünglicher Listenplatz gewesen war. Die Wahlzettel wurden somit häufiger
zugunsten der Frauen als zugunsten der Männer abgeändert. Fabrizio Gilardi, Professor
an der Universität Zürich, errechnete in dieser Wahl einen Frauenbonus in der Höhe
von 2.2 Prozent. 
Gewählt wurden schliesslich auch Sarah Akanji, die drei Bisherige auf ihrer Liste
überholte, und Valentin Landmann, nicht aber Kathy Riklin. 19

Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Grosse Parteien

Nach der Wahlniederlage der SVP bei den Zürcher Kantonalwahlen trat die gesamte
Leitung samt Sekretariat der SVP Zürich zurück. Hinter diesem Entscheid, der schon
unmittelbar nach den Wahlen in der Luft lag, stand der Druck von Christoph Blocher –
wie der Tages-Anzeiger und die NZZ zu berichten wussten. Der zurücktretende
Parteipräsident Konrad Langhart bestätigte gegenüber der Nachrichtenagentur SDA,
dass Blocher «seinen Einfluss geltend gemacht hat» (Tages-Anzeiger). Dies entspreche
dem bekannten Blocher-Prinzip, wonach Verantwortliche, unabhängig von ihrer Schuld
für einen Misserfolg, die Konsequenzen zu übernehmen hätten. Die Partei wollte neue
Köpfe, um sich gut auf die «alles entscheidenden nationalen Wahlen im Herbst»
vorbereiten zu können. Schon vier Tage nach den Wahlen war Langhart zusammen mit
anderen Partei-Persönlichkeiten auf der Suche nach Ideen, um die beste Lösung für die
Partei zu finden. Gesucht wurde – wie die NZZ schrieb – ein Krisenmanager, der das
Ruder bei der durchgeschüttelten Partei übernehme. Der Tages-Anzeiger
kommentierte Blochers Entscheid als sehr riskant, vor allem wegen des ausgewählten
Zeitpunkts. Eine Partei sei nicht ein Unternehmen – so die Zeitung – und ein Wechsel
an der Parteispitze könnte einen Glaubwürdigkeitsverlust bei der Wählerschaft
verursachen.
Der rund 70-köpfige Parteivorstand organisierte Anfang April eine ausserordentliche
Sitzung, in der Patrick Walder als Interimspräsident vorgeschlagen wurde. Der Entscheid
im Vorstand fiel fast einstimmig. Ausgewählt wurde er – zusammen mit den neuen
Vizepräsidenten Toni Bortoluzzi und Orlando Wyss sowie der neuen Vizepräsidentin
Elisabeth Pflugshaupt – übers Wochenende durch eine von Christoph Blocher
angeführte Arbeitsgruppe, der auch Langhart angehörte. Patrick Walder ist 31 Jahre alt,
Treuhänder und gehört seit 13 Jahren dem Gemeinderat Dübendorf an. Walder soll das
Zürcher SVP-Schiff bis im Herbst, womöglich bis im nächsten Frühling lenken.
Genauere Details über die künftige Strategie gab er nicht bekannt – der Vorstand müsse
die strategische Ausrichtung zu diesem Zeitpunkt noch diskutieren.
In einem Interview mit dem Tages-Anzeiger kommentierte Langhart seine Amtszeit
sowie die Neuwahl von Walder. Langhart bezeichnete seine vor vier Jahren
durchgeführte Wahl als einen Betriebsunfall für die Parteiführung. Der Milizpolitiker
und Biobauer gab zu Protokoll, dass es ihm nicht gelungen sei, die Zürcher SVP nach
seinen Vorstellungen zu formen. Zudem habe er zu wenig (oder gar fast nie) den Kontakt
mit den einflussreichen Parteimitgliedern aufgenommen. Für Langhart war aber klar,
dass die SVP schweizweit im Gegenwind stand – nicht nur in Zürich. Deswegen trage
auch die oberste Leitung der SVP Schweiz Verantwortung für die schlechten
Wahlresultate in den kantonalen Wahlen.
Am 2. Mai wurde Martin Suter zum neuen Parteisekretär nominiert. Die Leitung der
Zürcher SVP war damit wieder komplett. 20

PARTEICHRONIK
DATUM: 29.03.2019
GIADA GIANOLA

Bei den kantonalen Gesamterneuerungswahlen, die im Berichtsjahr in den sechs
Kantonen Zürich, Luzern, Basel-Landschaft, Appenzell Ausserrhoden, Appenzell
Innerrhoden und Tessin stattfanden, musste die CVP einige Verluste verkraften.
Insgesamt gab die Partei in diesen sechs Kantonen sieben Parlamentsmandate und ein
Regierungsratsmandat ab. In ihrer Hochburg Luzern verzeichnete die CVP gar
dramatische Sitzverluste – ein Trend, der im Innerschweizer Kanton seit den kantonalen
Wahlen im Jahr 2011 zu beobachten ist. In Luzern verlor sie vier Sitze in der Legislative
(neu: 34 Sitze) sowie 3.4 Prozentpunkten der Wählerschaft (neu: 27.5%). Auch im
Kanton Tessin erlitt die CVP eine – wenn auch weniger bittere – Niederlage. Nicht nur
verlor die Partei in diesem Kanton ein Parlamentsmandat (neu: 16 Sitze) und einen
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Prozentpunkt der Wählerschaft (neu: 17.6%), sondern kassierte auch die unerwartete
Abwahl des amtierenden Regierungsrates Paolo Beltraminelli. An Beltraminellis Stelle
wählte die Tessiner Stimmbevölkerung allerdings einen anderen CVP-Vertreter, nämlich
Raffaele De Rosa. Im Kanton Zürich verlor die CVP einen Sitz im Parlament, konnte aber
den Sitz in der Exekutive verteidigen. Im Kanton Basel-Landschaft, wo die CVP
traditionell eher schwach ist, konnte die Partei ihre Sitze sowohl in der Legislative (acht
Sitze) als auch in der Exekutive (einen Sitz) halten. Im Kanton Appenzell Ausserrhoden
verlor die CVP einen Parlamentssitz (neu: drei Sitze) und im Kanton Appenzell
Innerrhoden blieb sie dominierende Kraft in die Exekutive, trotz Verlust eines Sitzes
(neu: zwei Sitze) zugunsten von Parteilosen. 21

Die SP verzeichnete bei den kantonalen Gesamterneuerungswahlen, die im
Berichtsjahr in sechs Kantonen (ZH, LU, BL, AR, AI, TI) stattfanden, einige Erfolge. 
Im Kanton Zürich verlor die Partei zwar einen Sitz im Parlament (neu: 35 Sitze); sie
bestätigte aber ihre zwei Sitze in der Exekutive. Der Wähleranteil ging um 0.4
Prozentpunkte zurück (neu: 19.3 Prozent).
Im Kanton Luzern feierte die SP hingegen Erfolge. Der Wähleranteil stieg um 2
Prozentpunkte (neu: 13.8%) und die Genossinnen und Genossen konnten so um drei
Sitze in der kantonalen Legislative zulegen (neu: 19 Sitze). Der Eingang in die Exekutive
blieb der SP in Luzern aber auch bei den Wahlen 2019 verwehrt. 
Im Rahmen des sogenannten Dreikönigstreffens, das im Januar stattfand, lancierte die
SP ihre Kampagne im Kanton Basel-Landschaft. Die Partei verfolgte hier eine klare
Wahlstrategie: Vorgesehen war, 10'000 Gespräche am Telefon und auf der Strasse
durchzuführen. Dies bestätigte Parteipräsident Adil Koller in einem Interview in der
Basellandschaftlichen Zeitung. Bis Mitte März, also gut zwei Wochen vor den Wahlen,
hatte die SP 4'500 Gespräche mit 200 Freiwilligen durchgeführt. Als weiteres Element
im Wahlkampf der Sozialdemokraten setzten sich alle Landratskandidierenden mit ihren
Freunden, Verwandten und Bekannten an einen Tisch, um über Politik zu reden. Diese
Kampagne entstand auch als Strategie gegen die von der FDP eingesetzte (und teils
umstrittene) «Door2Door»-Wahlkampagne. Die Strategie schien aufzugehen, gewann
die SP am Wahlsonntag doch einen zusätzlichen Sitz im Parlament (neu: 22 Sitze) und
holte sich vor allem den Sitz in der Regierung zurück. In die Exekutive wurde Kathrin
Schweizer gewählt. Die SP erhöhte zudem ihren Wähleranteil um knapp einen
Prozentpunkt (neu: 22.8 Prozent). 
Die Sozialdemokraten gewannen auch im Kanton Appenzell Ausserrhoden. Hier schaffte
es die Partei, zwei Sitze im Parlament zu erobern (neu: 9 Sitze). Zudem bestätigte sie
ihren Sitz in der Regierung. Der Wähleranteil stieg hier gar um 3.2 Prozentpunkte (neu:
14.7%).
Im Tessin bestätigte die SP ihre 13 Sitze im Parlament und den Sitz in der Regierung. Der
Wähleranteil betrug neu 17.1 Prozent, 2.25 Prozentpunkte mehr als im Jahr 2015 und die
Partei wurde damit wieder die vierte politische Kraft in der Südschweiz. Der
Parteipräsident Igor Righini zog entsprechend eine positive Bilanz, auch weil der Sitz
der SP in der Exekutive im Vorfeld der Wahlen von den bürgerlichen Parteien FDP und
SVP beansprucht worden war. Eine Befragung der Tessiner Zeitung Corriere del Ticino
hatte dieses mögliche Szenario mit Hilfe eines Wahlbarometers bestätigt: Die Umfrage
sagte voraus, dass die SP einen Sitzverlust riskiere. Die Wiederwahl von Manuele Bertoli
stellte für die Tessiner SP entsprechend einen wichtigen Erfolg dar.
Im Kanton Appenzell-Innerrhoden präsentierte die SP keine Kandidatur. 22

PARTEICHRONIK
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Bei den kantonalen Gesamterneuerungswahlen 2019, die in sechs Kantonen
stattfanden (ZH, LU, BL, AR, AI und TI) verzeichnete die SVP sowohl Sitz- als auch
Wählerverluste. Im Kanton Zürich verlor die kantonale SVP – die im Januar ihren
Wahlkampf mit den Themen Steuersenkungen, Sozialhilfeabbau und Sicherheit startete
– total neun von 54 Sitzen im Kantonsrat (neu: 45 Sitze). Lediglich 24 der 54 im Jahr
2015 gewählten SVP-Vertreterinnen und Vertreter kandidierten erneut. Die Partei verlor
in fast allen Gemeinden Wähleranteile. Insgesamt sank die Wählerstärke der SVP im
Kanton Zürich um 5.5 Prozentpunkte (neu: 25.5%). Die Volkspartei blieb aber die
stärkste Partei im Kanton Zürich. Diese bitteren Verluste machten deutlich, dass sich
die Partei in einer Abwärtsspirale befand – wie der Tages-Anzeiger schrieb. Eine
Abwärtsspirale, die bereits mit Verlusten bei den vergangenen kommunalen Wahlen
begonnen habe (vgl. Stadt Zürich und Winterthur). Gemäss Tages-Anzeiger lag der
Grund für die Verluste bei den kantonalen Wahlen darin, dass es der Partei nicht
gelungen sei, ihre Wähler und Wählerinnen zu mobilisieren. Die SVP hingegen gab den
Medien die Schuld für die Schlappe im Kanton Zürich. Albert Rösti – zitiert im Tages-
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Anzeiger – äusserte den Vorwurf, dass das Staatsfernsehen «aus dem Klimastreik eine
nie da gewesene Propagandaschlacht gemacht» habe. Dies hätte – so der Präsident der
nationalen SVP – den Grünen und den Grünliberalen bei den Wahlen geholfen und sei
zulasten der SVP gegangen.
Auch im Kanton Luzern musste die SVP Verluste einstecken. Hier ging die Anzahl Sitze
im Kantonsparlament um sieben zurück (neu: 22 Sitze). Die Partei verzeichnete auch ein
Minus von 4.5 Prozentpunkten Wähleranteil (neu: 19.6 Prozent). Gründe für die Verluste
der SVP lagen wohl auch hier bei der fehlenden Thematisierung der Klimadebatte und
der ungenügenden Mobilisierung – obwohl Parteipräsidentin Angela Lüthold gegenüber
den Medien meinte, die SVP habe sehr gut mobilisiert.
Auch im Kanton Basel-Landschaft erlitt die SVP eine Niederlage. Im Landrat verlor sie
sieben Sitze (neu: 21 Sitze) und der Wähleranteil reduzierte sich um 4 Prozentpunkte
(neu: 22.7%).
Verluste kassierte die SVP auch im Kanton Appenzell Ausserrhoden. Hier verlor sie fünf
Sitze (neu: sieben Sitze) im Parlament. Der Wähleranteil ging um 4.1 Prozentpunkte
zurück (neu: 12.2%).   
Einzig im Kanton Tessin konnte die SVP zulegen und eroberte zwei Sitze im Parlament
(neu: 7 Sitze). Zudem gewann die Partei Wähleranteile in zahlreichen Gemeinden. Diese
positiven Resultate feierten Parteipräsident Piero Marchesi und die Parteisektion mit
einiger Euphorie.
Zusammenfassend war es hinsichtlich der kantonalen Wahlen aber ein bitteres Jahr für
die SVP. Ausser im Tessin verzeichnete die Partei Sitz- und Wählerverluste in allen
Kantonen, in denen 2019 Wahlen stattfanden. 23

Linke und ökologische Parteien

2019 kann als das Erfolgsjahr der Grünen bezeichnet werden: Bei den kantonalen
Gesamterneuerungswahlen, die im Berichtsjahr in den sechs Kantonen Zürich, Luzern,
Basel-Landschaft, Appenzell-Ausserrhoden, Appenzell-Innerrhoden und Tessin
stattfanden, wurde eine von den Medien sogenannte «grüne Welle» ausgelöst, die der
Partei Erfolge in fast allen sechs Kantonen in Form von (neuen) Sitzen und einer
grösseren Wählerschaft bescherte. Bei den Zürcher Wahlen stieg der Wähleranteil der
Grünen um 4.7 Prozentpunkte auf 11.9 Prozent, was als historischer Sieg bezeichnet
wurde. Die Partei gewann neun Sitze im Parlament und etwas überraschend sogar einen
Sitz in der Regierung. In die Exekutive wurde Martin Neukom gewählt. Im Kanton Luzern
gewannen die Grünen acht Sitze im Parlament (neu: 15 Sitze) und einen Sitz im
Regierungsrat (neu: ein Sitz). Dieser grosse Erfolg ging auf Kosten der bürgerlichen
Parteien CVP, FDP und SVP. Das von den Grünen gesetzte Ziel von drei bis vier
zusätzlichen Sitzen wurde – so der Kantonalpräsident Maurus Frey in der Luzerner
Zeitung – «weit übertroffen». Die Partei konnte auch von einem Anstieg des
Wähleranteils profitieren: Dieser stieg um 5 Prozentpunkte auf 11.7 Prozent an. Die
Partei konnte auch die Wahl der jüngsten Kandidaten und Kandidatinnen im Kantonsrat
– um die 20 Jahre alt – für sich verbuchen. Auch im Kanton Basel-Landschaft feierten
die Grünen Erfolge. Hier gewann die Partei 6 Sitze im Parlament hinzu (neu: 14 Sitze).
Zudem bestätigte sie ihren Sitz in der Exekutive. Der Wähleranteil stieg um 5.6
Prozentpunkte (neu: 15.2 Prozent). Für die Erfolge der Grünen in Basel-Landschaft
wurden von der Basler-Zeitung verschiedene Gründe aufgezählt, so etwa das enorme
Engagement, die Glaubwürdigkeit einzelner Partei-Exponenten und -Exponentinnen
sowie die im Vergleich mit der Stadt weniger ausgeprägte Ideologie. Im Kanton Tessin
konnten die Grünen zwar keine Erfolge feiern, bestätigten aber immerhin die sechs
Sitze in der Legislative, wobei alle gewählten Kandidaten und Kandidatinnen neu
angetreten waren. Gewählt wurden dabei drei Frauen der insgesamt 50 Frauen auf der
Liste (von insgesamt 90 Kandidaten und Kandidatinnen). Der Wähleranteil im Südkanton
stieg um 0.6 Prozentpunkte – ein vergleichsweise kleiner Anstieg, der aber für den Co-
Koordinator Ronnie David sehr bedeutend sei, wie er im Corriere del Ticino berichtete,
da die Partei im Südkanton die vergangenen vier von vielen parteiinternen Konflikten
gekennzeichneten Jahre damit insgesamt positiv überlebt habe. Die Partei schaffte es
allerdings nicht, einen Sitz in der Exekutive zu erobern. Die Wahlresultate im Kanton
Tessin legen nahe, dass die «grüne Welle» den Südkanton eher nicht erreicht hat. In
den beiden Appenzell, in denen 2019 ebenfalls kantonale Wahlen stattfanden, traten die
Grünen nicht an. 
Zusammenfassend halfen die auf der Strasse manifestierten Klimaproteste den Grünen,
ihren Wähleranteil in den Kantonen zu erhöhen und neue Sitze in Kantonsparlamenten
und -regierungen zu erobern. Der Sonntags-Blick resümierte: «Der Klimaprotest ist von
der Strasse an die Wahlurnen angelangt». Die Grünen gewannen, weil sie neue Wähler
und Wählerinnen mobilisiert hätten, vermutete so Claude Longchamp in der Schweiz
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am Wochenende. Die Partei habe erfolgreich Junge, Frauen und Bauernvertreter und
-vertreterinnen überzeugen können. 24

Liberale Parteien

Bei den kantonalen Gesamterneuerungswahlen, die im Berichtsjahr in sechs Kantonen
(ZH, LU, BL, AR, AI, TI) stattfanden, testete die FDP mit sogenanntem «Door2Door» eine
neue Wahlkampfstrategie: In den Kantonen Zürich, Luzern und Basel-Landschaft führte
die Partei Hausbesuche durch, um in direkten Kontakt mit der Wählerschaft treten und
so die Wähleranteile erhöhen zu können. Die FDP arbeitete mit einer App, die jeden
Strassenzug nach sozialer Zusammensetzung sortierte. Dies sollte sichtbar machen, wo
sich ein Wählerkontakt lohnte. Dieses Tool wurde im Kanton Basel-Landschaft stark
kritisiert, wie die lokale Presse mitteilte. Ob die Strategie funktionierte, liess sich an
den Wahlergebnisse nur bedingt ablesen. Im Kanton Zürich verlor die FDP zwei Sitze im
Parlament (neu: 29 Sitze) und einen ihrer beiden Regierungsratssitze. Eine Tages-
Anzeiger-Umfrage, durchgeführt vom Forschungsinstitut Sotomo, hatte bereits darauf
hingedeutet, dass der zweite Regierungsratssitz der FDP auf der Kippe stehen würde.
Gewählt wurde Martin Neukom von den Grünen. Der Wähleranteil des Zürcher Freisinns
ging um 1.6 Prozentpunkte zurück (neu: 15.7%). Nach der Schlappe der FPD in Zürich
wurden interne Kritiken am Kurs der Partei laut, wie der Tages-Anzeiger einige Tage
nach den Wahlen berichtete. Kritisiert wurde vor allem die klimapolitische
Kursänderung, die Parteipräsidentin Petra Gössi Mitte Februar 2019 angekündigt hatte.
Mit dieser Kursänderung seien die grünen politischen Kräfte begünstigt worden. Auch
im Kanton Luzern musste die FDP Verlusten einfahren. Hier verlor sie drei Sitze in der
Legislative (neu: 22 Sitze), konnte aber ihren Regierungsratssitz verteidigen. In Luzern
hatte sich die FDP 1.5 Prozentpunkte Zuwachs an Wähleranteil zum Ziel gesetzt;
stattdessen verlor sie gut 1.5 Prozentpunkte. Im Kanton Basel-Landschaft hingegen
konnte die FDP ihre Sitze in der Legislative (17 Sitze) verteidigen, verlor aber einen Sitz
in der Regierung (neu: ein Sitz). Auch im Kanton Tessin kassierte die Partei eine
Niederlage. Hier verlor sie einen Sitz im Parlament (neu: 23 Sitze) und der Wähleranteil
ging um 1.4 Prozentpunkte zurück. Einzig im Kanton Appenzell-Ausserrhoden konnte die
FDP einen Sitz im Parlament gewinnen (neu: 24 Sitze). Zusammenfassend musste die
FDP somit Sitzverluste in fast allen Kantonen verzeichnen. 25
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